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Editorial von Jobst Wagner 
und Sarah Bütikofer:  
Zuversicht und Tatkraft
Aus unternehmerischer Sicht ist eine resiliente Schweiz der Garant 
für den wirtschaftlichen Erfolg der Schweiz. Doch wie navigiert sich 
ein kleines Land wie die Schweiz durch die Stürme einer Welt im 
Umbruch? Diese Frage steht im Zentrum der sechsten Ausgabe des 
Chancenbarometers. Geopolitische Unsicherheiten nehmen zu, si-
cherheitspolitische Gewissheiten geraten ins Wanken und langwäh-
rende Überzeugungen müssen kritisch hinterfragt werden. Aus diesen 
Gründen haben wir in der diesjährigen Ausgabe des Chancenbaro-
meters dem Thema Sicherheit viel Platz eingeräumt – im umfassen-
den Sinn: von Verteidigungsfähigkeit über Desinformation bis zum 
Vertrauen in staatliche Institutionen. 

Die Bevölkerung stellt dabei der Schweiz ein gutes Zeugnis aus – 
einmal mehr, ist man gewillt zu sagen. Nach wie vor zeichnet sich 
das Land durch hohe politische Stabilität aus. Die Institutionen sind 
intakt, die direkte Demokratie wird aktiv gelebt und ihr Wert für den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt anerkannt. Kurz: Wir können auf 
unsere demokratischen und institutionellen Kräfte vertrauen. 

Wie die Umfrage aber ebenfalls zeigt, nimmt die Bevölkerung auch 
Schwächen wahr. Viele Befragte sehen die Schweiz auf militärische 
Konflikte, Cyberangriffe oder den Druck durch Grossmächte unzurei-
chend vorbereitet. Auch wird die Verteidigungsfähigkeit der Schweiz 
von einer überwiegenden Mehrheit angezweifelt. 

Fast alle fühlen sich in der Schweiz sicher. Die grosse Mehrheit gibt 
an, sich «eher sicher» zu fühlen, «sehr sicher» fühlt sich lediglich 
ein Drittel. Eine Wahrnehmung, die auf Kriminalität und Gewalt im 
Innern zurückgeführt werden kann, aber genauso der gefürchteten 
gesellschaftlichen Spaltung oder der befürchteten Aushöhlung des 
Rechtsstaats geschuldet ist. 

6. Chancenbarometer 1

Jobst Wagner
Stiftungspräsident
LARIX Foundation.  
Innovation  
matters. Initiant  
StrategieDialog21

Sarah Bütikofer
Projektpartnerin 
Sotomo
Co-Studienleiterin

Eine überwiegende Zahl der Umfrageteilnehmenden strebt aber kei-
neswegs Richtung Einigelung der Schweiz. Im Gegenteil: Sie sehen 
die Schweiz als Teil einer Wertgemeinschaft, besonders mit europäi-
schen Ländern, aber auch erfolgreichen und demokratischen Staa-
ten in Übersee. In dieses Bild passt auch, dass eine grosse Mehrheit 
weitere Freihandelsabkommen befürwortet. Bezüglich militärischer 
Sicherheit sprechen sich mehr als zwei Drittel der Befragten für stär-
kere Kooperationen mit Nachbarländern, aber auch mit der Nato aus. 
Und eine deutliche Mehrheit sagt Ja zu einer stärkeren Rüstungs-
industrie. Ebenfalls mehr als die Hälfte stimmen einer Neutralität mit 
mehr Handlungsspielraum zu.  

An der sechsten umfassenden Befragung, die vom Befragungsunter-
nehmen Sotomo im Auftrag vom StrategieDialog21 durchgeführt 
worden ist, haben über 5‘200 Personen teilgenommen. Das Chan-
cenbarometer liefert damit erneut eine fundierte Grundlage für die 
Diskussion über die Zukunft unseres Landes, 

Das Chancenbarometer zeigt, wo sich bei Herausforderungen Chan-
cen bieten oder bei Defiziten, wie in diesem Jahr besonders sichtbar in 
der Sicherheitspolitik, ganz konkrete Handlungen angebracht sind. Es 
ist und bleibt ein Gradmesser für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft.

Ein wacher Blick auf Herausforderungen und Chancen, wie ihn das 
Chancenbarometer bietet, sind in zeiten des Umbruchs entscheidend. 
Das Chancenbarometer will dazu beitragen. Denn nur wenn wir He-
rausforderungen früh erkennen und entschlossen handeln, kann die 
Schweiz ihre Offenheit, Stabilität und ihren Wohlstand weiterentwi-
ckeln. Zuversicht und Tatkraft sind dafür entscheidend – Eigenschaf-
ten, die unser Land traditionell vorwärtsgebracht haben. 
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Bundesrat Martin Pfister:  
Moment in der Geschichte
Es komme ihm vor, «als wären nun wir, die an eine scheinbare Frie-
denszeit gewöhnte und friedensverwöhnte Generation, an der Reihe, 
noch einmal alles von Anfang an zu durchdenken» sagte der Historiker 
und Essayist Karl Schlögel vergangenes Jahr in seiner Dankensrede 
zur Verleihung des Friedenspreis des Deutschen Buchhandels. Es sei 
eine «Prüfung einer Generation, die unwahrscheinliches Glück ge-
habt hat und die sich nun unerhört schwertut, Abschied zu nehmen 
und sich auf den Krieg in Europa und alles, was damit zusammen-
hängt, einzustellen».

Die Gedanken des Osteuropa-Historikers beschreiben treffend eine 
Erfahrung, die auch wir in der Schweiz machen: Wir sind an einem 
besonderen Moment der Geschichte angekommen. Wir müssen uns 
heute mit Szenarien auseinandersetzen, die für viele Menschen in der 
Schweiz vor zehn Jahren noch undenkbar gewesen wären. Das ist ein 
gravierender Verlust von Sicherheit. Und es erfordert, dass wir uns im 
Denken und Handeln neu orientieren. 

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine jährt sich inzwischen 
zum vierten Mal, und ein Ende ist derzeit nicht absehbar. Russland 
hält an seinem Anspruch auf eine Einflusssphäre fest, die über die 
eigenen Grenzen hinausreicht. Gleichzeitig reduzieren die USA ihr 
Engagement für die Sicherheit Europas. 

Klar ist: Jede Verschlechterung der Sicherheitslage in Europa trifft 
auch die Schweiz. Das Verhältnis zu Europa und die Rolle der Schweiz 
kann uns deshalb nicht egal sein. Unsere Antworten auf die sicher-
heitspolitischen Herausforderungen müssen genauso grenzüber-
schreitend sein wie die Bedrohungen selbst. Ein starkes Europa mit 
einer solidarischen Schweiz mittendrin ist somit auch ein sicherheits-
politisches Gebot. Damit werden wir uns in den nächsten Jahren 
intensiv beschäftigen müssen.
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Für die Schweiz ist es entscheidend, handlungsfähig zu bleiben. Wir 
brauchen deshalb schnell auf gesellschaftlicher und politischer Ebe-
ne ein gemeinsames Verständnis, wie wir uns diesen Herausforderun-
gen stellen, die weit über die Sicherheitspolitik hinausgehen. Aber 
Sicherheitspolitik ist heute Treiber von politischen Veränderungen.

Wenn wir über Sicherheit sprechen, müssen wir uns auch die Frage 
stellen, wofür wir eigentlich einstehen. Natürlich schützen wir mit un-
seren Bemühungen die Souveränität unseres Landes und die Unver-
sehrtheit seiner Bevölkerung. In einem demokratischen Staat meinen 
wir damit aber immer auch den Schutz unserer demokratischen Rech-
te, der Selbstbestimmung und unseren Wohlstand, der die Grund-
lage vieler Freiheiten ist. Daran müssen sich alle Anstrengungen der 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik messen lassen.

Wie von Karl Schlögel vorgeschlagen, hat für die Schweiz eine Zeit 
begonnen des erneuten Nachdenkens über ihre Rolle, ihre Stärke 
und das, was sie schützen will. Es liegt an der Politik, die grossen 
Stellschrauben neu zu justieren. Ihre Legitimation aber kann nur im 
öffentlichen Diskurs entstehen.
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Trendanalyse 2020-2025:
Mehr Vertrauen

DasChancenbarometer untersucht seit demJahr 2020die Entwick-
lungderChancenunddesHandlungsbedarfs inderSchweiz vonver-
schiedenen Herausforderungen. Die grössten Chancen erkennt die
Bevölkerung imBereichEnergiebedarf, Energieversorgung(Abb. 1).
In der Skala von 0 («überhaupt keine Chancen») bis 5 («sehr grosse
Chancen») liegt der Durchschnittswert bei 3,6.

Handlungsbedarf und Chancen in der Schweiz (Abb. 1)
«Welchen Handlungsbedarf sehen Sie persönlich in diesen Bereichen? (Von 0: überhaupt kein Handlungsbedarf, bis 5: äusserst grosser
Handlungsbedarf)»; «Mit welchen dieser Herausforderungen verbinden Sie Chancen für positive Veränderungen? Von 0 (überhaupt
keine Chancen) bis 5 (sehr grosse Chancen)»

3.0

3.0

3.5

3.1

2.7

3.2

3.4

3.6

3.4

Zuwanderung

Altersvorsorge

Klimaschutz

Schweiz-EU

Finanzierung Gesundheitssystem

Wirtschaftliche Stabilität

Gesellschaftlicher Zusammenhalt

Digitalisierung

Energieversorgung, Energiesicherheit

0 1 2 3 4 5

Chancen Rang

4.0

3.6

3.4

3.3

3.5

4.3

3.6

3.8

3.7

Schweiz-EU

Digitalisierung

Zuwanderung

Wirtschaftliche Stabilität

Klimaschutz

Gesellschaftlicher Zusammenhalt

Energieversorgung, Energiesicherheit

Altersvorsorge

Finanzierung Gesundheitssystem

9

8

7

6

5

4

3

2

1

9

8

7

6

5

4

3

2

1

0 1 2 3 4 5

Handlungsbedarf

6. Chancenbarometer 5



Dies zeigt, dass die Modernisierung und Erweiterung der inländi-
schenEnergieversorgungnichtnur alsNotwendigkeit, sondernauch
als Chance für die Schweiz wahrgenommen wird. An zweiter Stelle
folgt die Digitalisierung mit einem Chancenwert von 3,5. Obwohl
im medialen Diskurs vermehrt Befürchtungen in Bezug auf KI ge-
äussert werden, sieht die Schweizer Bevölkerung hier durchaus ein
positives Potenzial. In denmeisten untersuchten Bereichen erkennt
die Bevölkerung jedochmehrHandlungsbedarf als Chancen.

Handlungsbedarf und Chancen in der Schweiz – 2020-2025 (Abb. 2)
«Welchen Handlungsbedarf sehen Sie persönlich in diesen Bereichen? Von 0 (überhaupt kein Handlungsbedarf) bis 5 (äusserst grosser
Handlungsbedarf)»; «Mit welchen dieser Herausforderungen verbinden Sie Chancen für positive Veränderungen? Von 0 (überhaupt
keine Chancen) bis 5 (sehr grosse Chancen)»
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DengrösstenHandlungsbedarfnehmendieBefragtenbeiderFinan-
zierung des Gesundheitssystems wahr. Die mittlere Einschätzung
der Befragten liegt bei 4,3 auf einer Skala von 0 («überhaupt kein
Handlungsbedarf») bis 5 («äusserst grosser Handlungsbedarf»).
Mit einem Wert von 4 folgt die Altersvorsorge vor der Energie-
versorgung (3,8). Die Energiethematik ist aus Sicht der Befragten
gleichermassenChance undHerausforderung.
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Wie Abbildung 2 zeigt, ist die Bevölkerung der Ansicht, dass der
Handlungsbedarf in Bezug auf Klimaschutz und Energieversorgung
in den letzten Jahren leicht abgenommen hat.

Eine Trendwende zeigt sich bei der Zuwanderungsfrage. Nach-
dem hier die gefühlte Dringlichkeit Jahr für Jahr zugenommen
hatte, wird nun erstmals eine Abnahme sichtbar. Wieder mehr
Handlungsbedarf wird dagegen bei den Beziehungen mit der EU,
in Wirtschaftsfragen sowie bei der Digitalisierung gesehen. Diese
Themenbereiche haben im vergangenen Jahr, das geprägt war
von geopolitischen Umbrüchen, an Virulenz gewonnen. Weit mehr
Chancen als im Vorjahr werden mit der Herausforderung des ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts verbunden. Dieser Zusammenhalt
ist zwar herausgefordert, wird aber von der Bevölkerung zugleich
offenbar als Potenzial für die Schweiz gesehen.

Ausgesprochen stabil ist das Vertrauen der Schweizer Bevölkerung
in verschiedenste Institutionen und Gruppen. Merklich angestie-
gen ist im vergangenen Jahr das Vertrauen in den schweizerischen
Rechtsstaat – diesmöglicherweise auch angesichts des Powerplays
derGrossmachtUSA und demdazugehörenden Zollstreit.

« Merklich angestiegen ist das Vertrauen
in den schweizerischen Rechtsstaat – dies
möglicherweise auch angesichts des
Powerplays der Grossmacht USA und dem
dazugehörenden Zollstreit. »

Während der Bundesrat seit 2020 tendenziell an Vertrauen verloren
hat, hat das Vertrauen ins Parlament zuletzt zugenommen. Erstmals
ist das durchschnittliche Vertrauen ins Parlament (3,0) etwas höher
als indenBundesrat (2,9).Das istbemerkenswert, schliesslich istder
Bundesrat derKonkordanz verpflichtet, und kanngeeinter auftreten
als das Parlament. Am tiefsten ist das Vertrauen jeweils in die EU. Es
ist allerdingsdie einzige nicht-schweizerische Instanz, die in diesem
Fragekomplex abgefragtwird. Auffällig ist, dass der Vertrauenswert
gegenüberderEU imVergleich zudenVorjahren leichtgestiegen ist
(2,2).
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Vertrauen in Institutionen und Gruppen – 2020-2025 (Abb. 3)
«Wie stark ist Ihr Vertrauen in … Von 0 (überhaupt kein Vertrauen) bis 5 (volles Vertrauen)»
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Das Vertrauen in die inneren Stärken der Schweiz zeigt sich ganz
konkret in Abbildung 4. Dargestellt sind Faktoren für den Erfolg der
Schweiz. Die Befragten haben für jeden Faktor eine Einschätzung
abgegeben von 0 («nur ungenügend vorhanden») bis 5 («voll und
ganz vorhanden»). Alle abgefragten Bereiche werden positiv be-
wertet. In vielen Bereichen zeigt sich eine Trendwende nach oben.
DieBevölkerungblickt positiver auf die innerenStärkenderSchweiz
als in den vergangenen Jahren. Sehr ausgeprägt zeigt sich diese
Trendwende nach oben beim Bildungssystem und derGesundheits-
infrastruktur. Diesmacht deutlich, dass imGesundheitsbereich zwar
ein grosser Handlungsbedarf in Bezug auf die Kosten gesehen wird,
die Bevölkerung aber zumindest die von diesem System erbrachte
Leistung positiv bewertet. Deutlich positiver wird aber auch die
Möglichkeit zurMitbestimmung durch die Bevölkerung einschätzt.
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Vorhandene Voraussetzungen in der Schweiz – 2020-2025 (Abb. 4)
«Sind Ihrer Ansicht nach in der Schweiz diese Voraussetzungen vorhanden?… Von 0 (nur ungenügend vorhanden) bis 5 (voll und ganz
vorhanden)»
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« Investitions- und Rechtssicherheit sowie
Unternehmergeist werden mehr als in den
Jahren zuvor als Stärken der Schweiz
wahrgenommen. »

In Anbetracht der aktuellen aussenwirtschaftlichen Turbulenzen ist
esbedeutsam,dass Investitions- undRechtssicherheit imLandaber
auch der schweizerische Unternehmergeist wieder positiver bewer-
tet werden. In einer turbulentenWelt nimmtdie Schweizer Bevölke-
rung die Bedeutung dieser Schweizer Tugenden stärker wahr als in
den Jahren zuvor.
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In Kürze: Resiliente Schweiz?
Goodbye Reduit!

Das 6. Chancenbarometer untersucht die Schweiz in einer Welt im
Umbruch. Wie gut ist das Land gerüstet, um den internationalen
Herausforderungen der Gegenwart zu begegnen? Wie resilient ist
ihre Gesellschaft? In der breit angelegten Befragung wurde nach
Staaten und Organisationen gefragt, die als zuverlässig wahrge-
nommen werden. Bei wem erkennt die Schweizer Bevölkerung ein
gemeinsames Wertefundament und bei wem nicht? Ganz konkret
geht es um die Frage, mit wemdie Schweiz stärker kooperieren und
gegenüber wem sie mehr Distanz wahren soll. Schliesslich geht es
in dieser Studie um Reform- und andere Lösungsansätze, welche
die Resilienz und Bereitschaft der Schweiz verbessern, um in dieser
Welt imUmbruch zu bestehen. Das sind die wichtigsten Ergebnisse:

Fehlende Verteidigungsfähigkeit – intakter Glaube an innere Stär-
ken

Rund drei Viertel der Schweizerinnen und Schweizer sind der An-
sicht, ihr Land sei schlecht gerüstet, um den Herausforderungen
einer Welt im Umbruch zur begegnen. Zu diesen Herausforderun-
gen gehören Migrations- und Fluchtbewegungen ebenso wie das
Erstarken autokratisch regierter Staaten. Dazu gehören aber auch
der politische Druck durch Grossmächte, Cyberangriffe sowie die
Zunahmemilitärischer Konflikte (→Abb. 5). Die Kernerkenntnis lau-
tet jedoch: Die überwiegendeMehrheit der Schweizer Bevölkerung
ist der Ansicht, die Schweizer Armee sei nicht gerüstet, um einen
konventionellen oder hybriden Angriff abzuwehren (→Abb. 6).
Siebzig Prozent gehen ausserdem davon aus, dass die Schweiz
bereits heute Ziel von ausländischer Einflussnahme durch Desinfor-
mationskampagnen sei (→Abb. 8).

Trotz dieses schlechten Zeugnisses fühlen sich über neunzig Pro-
zent der Befragten in der Schweiz zumindest eher sicher. Dieser
scheinbare Widerspruch lässt sich damit erklären, dass die Schwei-
zer Bevölkerung zwar an der Verteidigungsfähigkeit ihres Landes
zweifelt, zugleich fürchten jedoch diewenigsten einenmilitärischen
Angriff auf die Schweiz (→Abb. 11). Das Sicherheitsgefühl wird,
wenn schon, durch Kriminalität und Gewalt im Inneren eingetrübt,
aber auch der gefürchteten gesellschaftlichen Spaltung. Darüber
ist die Bevölkerung stärker besorgt als um die äussere Sicherheit.

6. Chancenbarometer 10



Innere Faktoren, wie der in der Schweiz funktionierende Rechts-
staat oder ihre politische Stabilität, tragen zugleich zur Stärkung
des Sicherheitsgefühls bei (→Abb. 13). Die Neutralität dagegen
ist für weniger als ein Viertel ein wesentlicher Faktor für das eigene
Sicherheitsgefühl. Dies alles zeigt: Die Schweiz schöpft ihre Resili-
enz weit weniger aus ihrer Fähigkeit, äusseren Herausforderungen
zu begegnen als aus ihren inneren Stärken. So sehen die meisten
die Schweiz zwar nicht genügend gerüstet für den Umgang mit
Autokraten, fast drei Viertel der Befragten sind jedoch der Ansicht,
dass die schweizerische Demokratie widerstandsfähig gegenüber
autoritären Tendenzen ist (→Abb. 15).

MehrKooperationmitNachbarstaaten, EUundNATO

Die Schweizer Bevölkerung ist der Ansicht, dass sich das interna-
tionale Ansehen der Schweiz in vielerlei Hinsicht eher negativ als
positiv verändert hat. Dies gilt insbesondere für die Schweizer
Neutralität, deren Ansehen sich aus Sicht der Mehrheit verschlech-
tert hat (→Abb. 17). Die Bevölkerung ist zugleich gewillt, mehr
Kooperation zu wagen. Über achtzig Prozent nehmen eine hohe
Übereinstimmung der Grundwerte der Schweiz mit jenen Nord-,
West- und Mitteleuropas wahr (→Abb. 21). Diese Regionen gelten
als die zuverlässigsten Handelspartner (→Abb. 25). Neben weite-
ren hochentwickelten kleineren und mittelgrossen Demokratien
gehören auch China und Indien zu den Staaten, die aus Sicht der
Befragten als Handlungspartner wichtiger geworden sind. Geht es
um Fragen der Sicherheit, wird ein weit verbreitetes Bedürfnis nach
mehr internationaler Zusammenarbeit sichtbar. Fast drei Viertel
fordern eine stärkere Kooperation mit den Nachbarländern. Mehr
als die Hälfte möchte eine stärkere sicherheitspolitische Koopera-
tion mit der EU und der NATO. Die EU wird für die Mehrheit der
Befragten nicht nur als wichtiger Handelspartner, sondern ebenso
als Kooperationspartner in Sicherheitsfragen angesehen.

Allianz kleiner undmittlererDemokratien– flexibleNeutralität

Die Schweizer Bevölkerung will raus aus dem Reduit. Mehr als zwei
Drittel sprechen sich für die Bildung einer neuen Organisation der
kleinen und mittelgrossen Demokratien aus. Selbst die Anhänger-
schaft der nationalkonservativen SVP unterstützt zur Hälfte eine
derartige Allianz (→Abb. 29). Wenn es um den Umgang mit Gross-
mächtengeht,wünscht sicheineMehrheitderBefragteneinzigeine
stärkereZusammenarbeitmit derEU.Mit IndienundChinawünscht
sich die Bevölkerung eine Zusammenarbeit auf gleichbleibendem
Niveau. Eher weniger Zusammenarbeit wollen die Befragten mit
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den USA und Russland (→Abb. 30). Drei von vier Befragten sind
neuen Freihandelsabkommen gegenüber positiv eingestellt – je-
doch nicht bedingungslos. Mindeststandards beim Schutz von
Menschenrechten und Umwelt sollen eingehalten werden müssen
(→Abb. 31).

Eine Mehrheit von 56 Prozent ist der Ansicht, die Schweiz solle die
Neutralität eher flexibel auslegen (→Abb. 34). Von einer flexiblen
Auslegung der Neutralität erhofft sich eine Mehrheit die Möglich-
keit zu einer verstärkten sicherheitspolitischenKooperationmit den
NATO-Staaten. VieleBefragte sehen zudemeineVerbesserungdes
internationalen Ansehens der Schweiz (→Abb. 35). Mehr Flexibili-
tät und Realismus wünscht sich die Schweizer Bevölkerung in Bezug
auf eigene Rüstungs- und Sicherheitstechnologien. 58 Prozent sind
der Ansicht, dass die Schweiz politischeHindernisse reduzieren soll,
um die eigene Rüstungsindustrie zu stärken (→Abb. 38). 80 Prozent
der Befragten sind der Ansicht, dass die Schweiz in Rüstungs- und
Sicherheitstechnologien investieren soll, die auch zivil nutzbar sind.
Rüstungs- undSicherheitstechnologienwerdenals Impulsgeber für
zivile Nutzungen angesehen (→Abb. 39).
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Ist die Schweiz bereit für eine
Welt im Umbruch?

Defizite im Umgang mit äusseren Gefahren

Ist die Schweiz gut aufgestellt, um den Herausforderungen der
Welt im Umbruch zu begegnen? Die Bevölkerung ist skeptisch.
Noch am positivsten ist die Einschätzung in Bezug auf die aktuellen
Handelskonflikte. Rund die Hälfte der Befragten ist der Ansicht,
dass das Land nicht bereit ist, diesen zu begegnen. Etwas mehr als
dieHälftebefürchtet, dass dieSchweiz eher schlecht auf die Folgen
des Klimawandels vorbereitet ist. Noch breiter ist die Skepsis bei ei-
ner Reihe anderer internationaler Herausforderungen: Migrations-
und Fluchtbewegungen, Erstarken autokratisch regierter Staaten,
politischer Druck durch Grossmächte, Cyberangriffe, Zunahme
militärischer Konflikte. Hier sind jeweils rund drei Viertel der An-
sicht, dass die Schweiz eher schlecht aufgestellt sei, um diesen
internationalenHerausforderungen zu begegnen.

Schweiz vor internationalen Herausforderungen (Abb. 5)
«Wie gut ist die Schweiz Ihrer Ansicht nach aufgestellt, um folgende internationale Herausforderungen zu bewältigen?»
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Die Schweiz ist aus Sicht der meisten Befragten schlecht auf die
Zunahme militärischer Konflikte vorbereitet. Ganz konkret zweifelt
eine grosse Mehrheit an der Verteidigungsfähigkeit der Schwei-
zer Armee. Drei Viertel der Befragten sind der Meinung, dass die
Schweizer Armee einen konventionellen Angriff nicht abwehren
kann. 80 Prozent sind gar der Ansicht, dass die Schweiz nicht in
der Lage ist, einen hybriden Angriff abzuwehren (Abb. 6). Dabei
handelt es sich um kriegerische Angriffe, die konventionelle und
unkonventionelle Methoden wie Cyberangriffe, Desinformation
und Sabotage kombinieren. Hybride Angriffe finden oft unter der
Schwelle der Kriegserklärung statt. Die negative Einschätzung der
Verteidigungsfähigkeit wird von allen Bevölkerungsgruppen und
politischen Lagern geteilt.

« Die überwiegende Mehrheit ist der
Ansicht, die Schweiz sei nicht gerüstet, um
einen konventionellen oder hybriden
Angriff abzuwehren.»

Einschätzung der Verteidigungsfähigkeit der Schweizer Armee (Abb. 6)
«Ist die Schweizer Armee Ihrer Meinung nach verteidigungsfähig im Falle...»
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Ein zentrales Element der hybriden Kriegsführung, aber auch von
nicht-kriegerischen Einflussnahmeversuchen, sind Desinforma-
tionskampagnen. Aus Sicht der Schweizer Bevölkerung ist die
ausländische Einflussnahme mittels Desinformationskampagnen
bereits heute Realität. Fast 70 Prozent der Befragten gehen davon
aus, dass ihr Land Ziel von ausländischer Einflussnahme durch Des-
informationskampagnen ist. Analog zur Verteidigungsfähigkeit wird
auchdieseEinschätzungvondenverschiedenenGesellschaftsgrup-
pen auf ähnlicheWeise geteilt. Wie Abbildung 7 zeigt, gibt es dabei
kaum Unterschiede in der Einschätzung nach parteipolitischer
Position.

Ausländische Einflussnahme durch Desinformationskampagnen (Abb. 7)
«Ist die Schweiz Ihrer Ansicht nach eine Zielscheibe für ausländische Einflussnahme und Desinformationskampagnen (z.B. in den sozialen
Medien)?»
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« Zwei Drittel sind der Ansicht, dass
Desinformationskampagnen das Vertrauen
in die politischen Institutionen
schwächen. »

Die Schweizer Bevölkerung geht nicht nur davon aus, dass auslän-
dische Desinformationskampagnen eine Realität sind, sie erkennt
auch die eindeutig negativen Auswirkungen, die damit verbunden
sind. Zwei Drittel sind der Ansicht, dass Desinformationskampa-
gnen das Vertrauen in die politischen Institutionen schwächen. 57
Prozent sehen darin sogar eine Gefahr für die Schweizer Demo-
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kratie. Dies insbesondere, weil eine Beeinflussung von Wahl- und
Abstimmungsergebnissen befürchtet wird (57%).

Auswirkungen ausländischer Desinformationskampagnen in der Schweiz (Abb. 8)
«Welche Auswirkungen haben Ihrer Ansicht nach Desinformationskampagnen aus dem Ausland in der Schweiz?»
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Die Bevölkerung sieht klare Defizite der Schweiz, wenn es um ih-
re Bereitschaft geht, mit den Herausforderungen dieser Welt im
Umbruch umzugehen. Dies betrifft die Verteidigungsfähigkeit der
Armee ebenso wie den Schutz vor Desinformationskampagnen
sowie denUmgangmit autokratisch geführten Staaten.

Vertrauen in innere Stärken

Trotz der wahrgenommenen Defizite besteht in der Schweizer Be-
völkerung weiterhin eine intakte Vertrauensbasis in Bezug auf die in-
neren Stärken des Landes. So fühlen sich über neunzig Prozent der
Befragten zumindest eher sicher in der Schweiz (Abb. 9).
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Sicherheitsempfinden in der Schweiz – nach Demografie (Abb. 9)
«Wie sicher fühlen Sie sich in der Schweiz?»

75933

66627

85238

86426

46133

84743

Total

Nach Geschlecht

Nach Alter

0% 25% 50% 75% 100%

Männlich

Weiblich

> 55

36–55

18–35

Sehr sicher

Eher sicher

Weiss nicht

Eher nicht sicher

Gar nicht sicher

Angesichts der politischen Debatten der Gegenwart ist dies ein
bemerkenswert hoher Anteil. Die positive Gesamteinschätzung
wird allerdings dadurch relativiert, dass sich zwar die meisten in
der Schweiz eher sicher fühlen, sehr sicher jedoch nur ein Drittel.
Auffällig ist, dass sich jüngere eher sehr sicher fühlen als ältere Per-
sonen, Männer eher als Frauen. Zudem fällt auf, dass Befragte, die
der SVP nahestehen, sich deutlich seltener sehr sicher fühlen als
die Anhängerschaften anderer Parteien (Abb. 10). Dieser markante
Unterschied im Sicherheitsgefühl ist offensichtlich ein wichtiger
Faktor für den Wahlentscheid für die nationalkonservative Partei,
dieGefahren thematisiert undUnsicherheit bewirtschaftet.

Sicherheitsgefühl in der Schweiz – nach Partei (Abb. 10)
«Wie sicher fühlen Sie sich in der Schweiz?»
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DieGründedafür, dass sichdiemeistenSchweizerinnenundSchwei-
zer bloss eher und nicht sehr sicher fühlen, sind Abbildung 11 zu
entnehmen. An erster Stelle stehen Kriminalität und Gewalt im öf-
fentlichen Raum.Hier sehen 41 Prozent der BefragtenDefizite. Dies
verdeutlicht, dass das Sicherheitsempfinden in der Schweiz wesent-
lich durch die innere Sicherheit geprägt wird. An zweiter Stelle der
wahrgenommenen Gefahren steht die gesellschaftliche Spaltung,
an dritter die Aushöhlung von Rechtsstaat und Demokratie. Auch
hier geht es umHerausforderungen im Innern. Alle diese Fragen ha-
ben jedoch zumindest indirekt mit der Welt im Umbruch zu tun. Die
Furcht vorGewalt undKriminalitätwirdoftmalsmitderAsyl- undMi-
grationsthematik verbunden. Rechtsstaat und Demokratie stehen
durch autokratische Tendenzen unter Druck. Eine klare Trennlinie
zwischen innerer und äusserer Sicherheit gibt es nicht. Rund ein
Drittel fürchtet sich vor internationalen Spannungen, vor digitalen
Bedrohungen und Desinformationskampagnen. Nur gerade sechs
Prozent der Befragten befürchten konventionelle oder hybride
Angriffe auf die Schweiz. Dies erklärt, warum sich die Bevölkerung,
obwohl sie von einer fehlenden Verteidigungsfähigkeit der Schweiz
ausgeht, insgesamt sicher fühlt.

« Nur sechs Prozent fürchten sich vor
einem konventionellen oder hybriden
Angriff auf die Schweiz. Über vierzig
Prozent fürchten sich jedoch um die
innere Sicherheit. »

EinmilitärischerAngriff aufdieSchweiz, selbst ein hybrider,wird von
denwenigsten als akuteGefahr angesehen. Innere Sicherheit steht
ausSichtderBevölkerungalsHerausforderungklar vorder äusseren
Sicherheit. Ebenfalls selten (14 %) werden Handelskonflikte als Be-
fürchtungen genannt. Jahre des wirtschaftlichen Erfolgs haben der
Bevölkerung offenbar Selbstvertrauen in Bezug auf die wirtschaftli-
che Resilienz ihres Landes verschafft.
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Grösste Gefahren für die Schweiz (Abb. 11)
«Und wovor fürchten Sie sich in der Schweiz am meisten?»
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Für die Anhängerschaften aller grösseren Parteien sind die Ge-
fahren, die von geopolitischen Spannungen und Kriegen für die
Schweiz ausgehen, ähnlich bedeutsam. Einhellig wird zudem die
Meinung geteilt, dass konventionelle oder hybride militärische
Angriffe auf die Schweiz die Risiken sind, die am wenigsten bedroh-
lich sind. Diesbezüglich sind sich die Befragten aus dem gesamten
politischen Spektrum einig. Grosse Unterschiede gibt es dagegen
in der Bewertung vonKriminalität undGewalt im öffentlichen Raum.
Diese sind für dieBasis derSVPdie klar grössteGefahr. Im linkenpo-
litischen Spektrum steht die Furcht vor Kriminalität und Gewalt im
öffentlichen Raum dagegen nicht im Zentrum. Im Unterschied zur
rechtenSeitewerden indiesenKreisenDesinformationskampagnen
als eine der wichtigstenGefahrenwahrgenommen.
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Grösste Gefahren für die Schweiz – nach Partei (Abb. 12)
«Und wovor fürchten Sie sich in der Schweiz am meisten?»
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WenndieArmeeund ihre(mangelnde)Verteidigungsfähigkeitkeine
zentraleRolle fürdas relativeSicherheitsgefühl inderSchweiz spielt,
welcheFaktoren sindesdann?Auchhier sindesvorallem innereFak-
toren, die bedeutsam sind (Abb. 13). An erster Stelle steht der funk-
tionierendeRechtsstaat,gefolgtvonderpolitischenStabilität sowie
der zuverlässigen Infrastruktur. Es ist aber auchdaspersönlicheUm-
feld, das vielen Befragten Sicherheit vermittelt.
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Faktoren für das Sicherheitsempfinden in der Schweiz (Abb. 13)
«Was trägt am meisten dazu bei, dass Sie sich in der Schweiz sicher fühlen?»
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Deutlich weniger häufig wird die Neutralität als Faktor für das eige-
ne Sicherheitsgefühl genannt, nämlich lediglich von 22 Prozent der
Befragten.Seltengenanntwerdenmit 19Prozentauchunabhängige
und freieMedien.

« Neutralität ist nur für die SVP-Basis ein
Faktor für das Sicherheitsgefühl. »

DieGewichtungdieser Faktorenhängt vonderpolitischenOrientie-
rungderBefragtenab(Abb. 14).GrosseEinschätzungsunterschiede
bestehen insbesondere bei der Neutralität. Für Personen, die der
SVP nahestehen, ist die Neutralität ein zentraler Faktor für das ei-
gene Sicherheitsgefühl, für alle anderen nicht. Für Befragte, die der
FDPnahestehen, ist dagegenderwirtschaftlicheErfolgderSchweiz
zentral für die Sicherheit. Unabhängige und freie Medien werden
vor allem auf der linken Seite (SP, Grüne) und bei der GLP-Basis als
substanziell für die Sicherheit betrachtet.
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Faktoren für Sicherheitsgefühl in der Schweiz – nach Partei (Abb. 14)
«Was trägt am meisten dazu bei, dass Sie sich in der Schweiz sicher fühlen?»
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Wie eingangs gezeigt, findet eine klare Mehrheit, dass die Schweiz
eher schlecht aufgestellt ist, um dem Erstarken von Autokratien zu
begegnen (Abb. 5). Doch auch hier gibt es eine andere Seite: Fast
drei Viertel der Befragten sind der Ansicht, dass das schweizerische
politische System einigermassen widerstandsfähig ist gegenüber
autoritären Tendenzen. Trotz Druck von aussen wird diesem Sys-
tem eine innere Stabilität zugeschrieben. Knapp drei Viertel der
Befragten teilen diese Ansicht. Dabei sind mehr Männer als Frauen
und mehr Jüngere als Ältere der Überzeugung, dass die Schweizer
Demokratie sehr widerstandsfähig ist (Abb. 15).
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Widerstandsfähigkeit der Schweiz gegen autoritäre Tendenzen – nach Demografie (Abb. 15)
«Wie widerstandsfähig schätzen Sie das politische System der Schweiz gegenüber autoritären Tendenzen ein?»
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« Neun von zehn Schweizerinnen und
Schweizer sind der Ansicht, dass die
Demokratie am besten geeignet ist, um
die Herausforderungen eines Staats zu
bewältigen. »

Dass sich Demokratien besser eignen, um die Herausforderungen
eines Staats zu bewältigen, bejahen neun von zehn Befragte. Fast
genauso so deutlich werden autoritäre Führungssysteme von der
Schweizer Bevölkerung als ungeeignet angesehen, um Krisen zu
bewältigen (vgl. Abb. 16). Nur drei von hundert Befragten halten
autoritäre Staaten für sehr geeignete Problemlöser, 13 Prozent
für eher geeignet. Technokratische Regierungen kommen in der
direktdemokratischen Schweiz ebenfalls nicht besonders gut an. 51
Prozent sind der Ansicht, dass sie sich (eher) nicht eignen, Proble-
me und Krisen von Staaten zu lösen, 45 Prozent halten sie (eher) für
geeignet, ein kleiner Anteil hat keineMeinung.
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Eignung von Staatsformen zur Problem- und Krisenbewältigung (Abb. 16)
«Wie gut geeignet sind die folgenden Prinzipien Ihrer Meinung nach, um die Probleme eines Staates zu lösen und Krisen zu bewältigen?»
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Die Schweizer Bevölkerung hält ihr Land nicht für ausreichend ge-
rüstet, um mit dem Aufstieg autokratischer Staaten umzugehen.
Dennoch sind diemeisten Befragten überzeugt, dass das politische
System der Schweiz nicht anfällig für autoritäre Tendenzen ist und
dass die Demokratie die beste Staatsform zur Problembewältigung
darstellt. Es sind diese differenzierten Ansichten, die erklären, war-
um die Schweizer Bevölkerung trotz wahrgenommener Defizite
im Umgang mit den Herausforderungen einer Welt im Umbruch
gelassen bleibt. Die Bevölkerung vertraut auf die inneren Stärken
der Schweiz. Wie wir weiter zeigen, sieht eine Mehrheit dennoch
sehr wohl Handlungsbedarf in Bezug auf die Schweiz selbst, aber
auch in Bezug auf ihre Beziehungen im internationalenUmfeld.

6. Chancenbarometer 24



Mehr Kooperation, mehr
Abgrenzung

Ansehen und Perspektiven der Schweiz

Wie beurteilen Schweizerinnen und Schweizer das internationale
Ansehen ihres Landes? Insgesamt sehen die Befragten in der Ten-
denz eine negative Veränderung der Aussenwahrnehmung. Dies
betrifft insbesondere die Schweizer Neutralität. 58 Prozent sind
der Ansicht, dass sich das internationale Ansehen der Schweizer
Neutralität in den letzten Jahren negativ entwickelt hat. Nur sechs
Prozent sehen eine positive Entwicklung.

« Das internationale Ansehen der
Schweizer Neutralität hat aus Sicht der
Befragten gelitten. »

Kritisch beurteilt wird auch die Entwicklung der Absatzmärkte für
Schweizer Produkte. 42 Prozent sehen hier eine negative Entwick-
lung, nur zehn Prozent eine positive. Diese Einschätzungen sind
Ausdruck der aktuellen geopolitischen Verwerfungen und Handels-
konflikte. Sie zeigen, dass die Bevölkerung die Schweiz in einer neu-
en Weltordnung sowohl wirtschaftlich als auch sicherheitspolitisch
herausgefordert sieht. Einzig beim Ansehen der schweizerischen di-
rektenDemokratie gehenebenso vieleBefragte voneiner positiven
wie von einer negativenVeränderung des Ansehens aus – nämlich je
knapp ein Viertel.
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Einschätzung der Veränderung des Ansehens der Schweiz (Abb. 17)
«Wie hat sich Ihrer Meinung nach das Ansehen der Schweiz im internationalen Umfeld in den letzten Jahren in Bezug auf folgende
Punkte entwickelt?»
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Die Einschätzung, dass sich das Ansehen der Schweizer Neutralität
in der Welt verschlechtert hat, teilen die Befragten des gesamten
politischenSpektrums.AmhäufigstenwirddieseAnsicht jedochvon
Personengeäussert, die einer Polpartei nahestehen.Dies zeigt, dass
Personen mit ganz unterschiedlichen Haltungen zur Neutralität zur
selben Einschätzung gelangen können. Aus nationalkonservativer
Perspektive leidet das Ansehen der Neutralität dann, wenn sich die
Schweiz (vermeintlich) zu wenig neutral verhält – etwa in Bezug
auf den Krieg in der Ukraine. Aus linker Perspektive leidet das An-
sehen der Neutralität eher, wenn die Schweiz ihre Neutralität als
(mutmasslichen) Vorwand zumAbseitsstehen nutzt.

Geht es um den Zugang zu Absatzmärkten für Schweizer Unterneh-
men ist die Skepsis an den politischen Polen weniger ausgeprägt
als zwischen diesen. Eine negative Entwicklung in Bezug auf den Zu-
gang der Schweiz zu Absatzmärkten sehen insbesondere Befragte,
die der FDP oder der GLP nahestehen. Es sind dies beides Parteien
mit einem liberalen Selbstverständnis. Ihre Anhängerschaften sind
gegenüber dem Freihandel besonders positiv eingestellt. Wer den
freien Handel als zentral für die Schweiz ansieht, scheint sich ver-
mehrt über diemöglicheErosion ihres Zugangs zu denWeltmärkten
zu sorgen.
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Einschätzung der Veränderung des Ansehens der Schweiz – nach Partei (Abb. 18)
«Wie hat sich Ihrer Meinung nach das Ansehen der Schweiz im internationalen Umfeld in den letzten Jahren in Bezug auf folgende
Punkte entwickelt?»
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Ein durchzogenes Bild zeigt die Befragung nicht nur in Bezug auf die
Wahrnehmung der Schweiz und ihrer Besonderheiten in der Welt,
sondern auch in Bezug auf die Zukunftsaussichten. Zwar sind 48
Prozent optimistisch, wenn sie an die Schweiz im Jahr 2040 denken.
Ebenso viele sind jedoch pessimistisch.

« Viele blicken pessimistisch auf die
Schweiz im Jahr 2040. Weit mehr blicken
pessimistisch auf die Welt im Jahr 2040. »

Während sichPessimismusundOptimismus inBezugaufdieSchweiz
in der Waage halten, wird die Entwicklung der Welt insgesamt vor-
wiegendpessimistischeingeschätzt. 72Prozent sind zumindest eher
pessimistisch, wenn sie an dieWelt im Jahr 2040 denken.
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Erwartungen an die Schweiz und die Welt 2040 (Abb. 19)
«Wie optimistisch oder pessimistisch blicken Sie auf die Schweiz im Jahr 2040?»,«Wie optimistisch oder pessimistisch blicken Sie auf die
Welt im Jahr 2040?»
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Den Pessimismus in Bezug auf die Welt im Jahr 2040 teilen jüngere
Befragte mit älteren. Geht es um die Zukunft der Schweiz, sind die
jüngeren etwas optimistischer.Währendbei den 18- bis 35-Jährigen
52 Prozent eher optimistisch sind, sind es bei den über 55-Jährigen
bloss 44 Prozent. Befragte, die einer linken oder rechten Polpartei
nahestehen, sind tendenziell pessimistischer, was die Zukunft der
Schweiz und der Welt betrifft. Am optimistischsten ist die Basis der
FDP.
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Erwartungen an die Schweiz und die Welt 2040 – Partei und Alter (Abb. 20)
«Wie optimistisch oder pessimistisch blicken Sie auf die Schweiz im Jahr 2040?»,«Wie optimistisch oder pessimistisch blicken Sie auf die
Welt im Jahr 2040?»
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Länder und Organisationen: Gemeinsame Werte

Die Schweizer Bevölkerung macht klare Unterschiede zwischen
Ländern und Weltregionen, mit denen sie ein gemeinsames Wer-
tefundament besitzt und denen mit wenig Überschneidung. Dabei
wird eine europäische Wertegemeinschaft sichtbar. Oder genauer:
eine nordwesteuropäische. 85 Prozent sehen eine hohe Überein-
stimmung der Grundwerte der Schweiz mit jenen Nordeuropas. 82
Prozent sehen eine grosse Übereinstimmung mit West- und Mittel-
europa. Relativ grosse Übereinstimmungen zeigen sich auch mit
Regionen, die zwar geographisch weit entfernt liegen, aber einen
hohen Entwicklungsgrad und eine demokratische Grundorientie-
rung aufweisen. Dazu gehören Australien, Ozeanien, Nordamerika,
Japan, Südkorea und Taiwan.Mit diesen wohlhabenden, hochentwi-
ckelten Staaten wird ein grösseres gemeinsames Wertefundament
wahrgenommen alsmitOst- und Südosteuropa.
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Übereinstimmung in den Grundwerten mit der Schweiz (Abb. 21)
«Wie gross ist Ihrer Meinung nach die Übereinstimmung der Schweiz mit folgenden Ländern und Weltregionen in Bezug auf ihre Grund-
werte?»
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Bemerkenswert ist, dass Russland in dieser Liste gemeinsamer
Grundwerte das Schlusslicht bildet - noch hinter Nordafrika, der
Türkei und dem Nahen Osten. 83 Prozent nehmen eine geringe
Übereinstimmung in den Grundwerten zwischen der Schweiz und
Russland wahr. Offenbar hat sich das christlich-orthodox geprägte
Russland aus Sicht einer grossen Bevölkerungsmehrheit mit dem
Angriff auf dieUkraine bis aufWeiteres aus der europäischenWerte-
gemeinschaft verabschiedet. Die wahrgenommene Distanz in den
Grundwerten ist sogar noch grösser als zu den islamisch geprägten
Staaten desMittelmeerraums.
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Übereinstimmung in den Grundwerten – nach politischer Orientierung (Abb. 22)
«Wie gross ist Ihrer Meinung nach die Übereinstimmung der Schweiz mit folgenden Ländern und Weltregionen in Bezug auf ihre Grund-
werte?»; Antwort: «eher gross».
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Diese Einschätzungen der Wertgemeinschaft unterscheiden sich
nicht grundlegend zwischen den politischen Lagern. Insbesondere
das gemeinsame Wertefundament mit Nordeuropa wird unabhän-
gig der individuellen politischen Haltung als gross empfunden.
Grundsätzlich nehmen Personen, die politisch rechts stehen, ten-
denziell etwasweniger gemeinsameGrundwertewahr als Personen,
die politisch links stehen.
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Amgrössten sinddieseUnterschiede inBezugaufSüdeuropa. Fürei-
ne grosseMehrheit der Linksstehenden gibt es eine zumindest eher
grosse Übereinstimmung der Grundwerte mit Südeuropa, jedoch
nur für rund einen Drittel der Rechtsstehenden. Ein leicht stärkeres
gemeinsames Wertefundament sehen politisch rechts stehende
Personen mit Nordamerika und vor allem mit Russland, letzteres
allerdings auf tiefemNiveau. Auch im rechten politischen Spektrum
sieht eine grosseMehrheit keine besondereNähe zu Russland.

« Unabhängig von der politischen Haltung
nehmen die Menschen in der Schweiz ein
besonders starkes gemeinsames
Wertefundament mit Nordeuropa wahr. »

Die Welt ist durch eine grosse Zahl internationaler Organisationen
in der Schweiz vertreten. Wie verteilen sich hier die Sympathien
und die Wertschätzung? Welche Organisationen sind aus Sicht der
Schweizerinnen und Schweizer besonders wichtig für ihr Land?
Ganz zuoberst stehen das IKRK, die Vereinten Nationen (UNO)
sowie das Europäische Kernforschungszentrum CERN – alle drei
Organisationen haben ihren Hauptsitz bzw. einen ihrer Hauptsitze
in Genf. Je rund zwei Drittel der Befragten erachten diese inter-
nationalen Organisationen als besonders wichtig für die Schweiz.
An Ende der Liste stehen der Weltfussballverband FIFA mit acht
Prozent Nennungen sowie das Internationale Olympische Komitee
IOC mit 19 Prozent. Trotz deren enormen Breitenwirkung blickt
die Schweizer Bevölkerung mit einer gewissen Zurückhaltung auf
die beiden grössten Sportorganisationen der Welt, die ihren Sitz
in Zürich bzw. in Lausanne haben. Auffällig zurückhaltend ist auch
die Einschätzung desWeltwirtschaftsforumsWEF in Davos. Obwohl
jährlich unter grösster medialer Beachtung die wichtigsten Persön-
lichkeiten globaler Politik und Wirtschaft in die Schweizer Berge
reisen, um am WEF teilzunehmen, betrachtet nur ein Viertel der
BefragtendasWEFals einebesonderswichtigeOrganisation für die
Schweiz.
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Wichtigkeit internationaler Organisationen in der Schweiz (Abb. 23)
«Welche internationalen Organisationen mit Sitz in der Schweiz sind Ihrer Ansicht nach für die Schweiz besonders wichtig?»
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« Die Schweizer Bevölkerung identifiziert
sich mit internationalen Organisationen,
die für eine regelbasierte Weltordnung
stehen wie UNO oder IKRK. Viel weniger
jedoch mit FIFA, IOC und WEF. »

Die Bewertung der unterschiedlichen internationalen Organisa-
tionen, die ihren Sitz in der Schweiz haben, macht deutlich, dass
die Bevölkerung die regelbasierte Weltordnung, die humanitäre
Tradition sowie die Forschungskooperation noch immer als zentral
erachtet. Diese werden durch die UNO, das IKRK sowie das CERN
verkörpert – jene drei Organisationen, die von der Bevölkerung als
besonders wichtig für die Schweiz wahrgenommen werden. Dem-
gegenüber identifizieren sich die Schweizerinnen und Schweizer
deutlich weniger mit den grossen Sportorganisationen sowie dem
jährlichen Schaulaufen derMächtigen inDavos.
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Mit diesen Einschätzungen markiert die Schweizer Bevölkerung
bewusst oder unbewusst Distanz zu der von Donald Trump in Gang
gesetzten Neuordnung der internationalen Beziehungen. Der US-
Präsident stellt sichgegendie klassischen internationalenOrganisa-
tionenundnutzt die inderSchweizwenigpopulärenOrganisationen
FIFA undWEF als seine Bühnen.

Wichtigkeit internationaler Organisationen in der Schweiz – nach Partei (Abb. 24)
«Welche internationalen Organisationen mit Sitz in der Schweiz sind Ihrer Ansicht nach für die Schweiz besonders wichtig?»
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Die Einschätzung der Wichtigkeit verschiedener internationaler
Organisationen in der Schweiz unterscheidet sich nur teilweise
zwischen links und rechts. So wird das CERN von den Befragten
des gesamten politischen Spektrums als besonders wichtig ein-
geschätzt. Die FIFA und das IOC werden dagegen überall eher
kritisch gesehen.
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Auf der linken Seite weit mehr Bedeutung als auf der rechten wird
dem UNHCR, dem Flüchtlingshilfswerk der UNO, zugeschrieben.
Die Basis der FDP hält dagegen die Wirtschaftsorganisationen für
deutlich wichtiger als die anderen Befragten. Dazu gehören der
Internationale Währungsfonds (IWF), die Bank für Internationalen
Zahlungsausgleich (BIZ) sowie dasWEF.

Europa und darüber hinaus: Partner für Handel und Sicherheit

Wie wirkt sich das veränderte geopolitische Umfeld auf die Ein-
schätzung der Handelspartner der Schweiz aus? Welche Staaten
und Staatengruppen gelten als besonders zuverlässig und fair und
welche nicht? Als besonders zuverlässig gelten Staaten, die aus
Sicht der Befragten auch ein grosses gemeinsames Wertefunda-
ment mit der Schweiz aufweisen: Die EWR-Mitglieder Norwegen,
Island, Liechtenstein, die NachbarstaatenDeutschland, Frankreich,
Österreich, Italien sowieGrossbritannien.DiesewerdenmitWerten
von über 60 Prozent am häufigsten zu jener Gruppe gezählt, die
als Handelspartner besonders zuverlässig und fair sind. Eine Mehr-
heit betrachtet auch die EU als Ganzes als Teil der zuverlässigsten
Handelspartner. Nicht nur bei den Grundwerten, sondern auch
beim Handel zeigt sich eine klar westeuropäische Orientierung der
Schweizer Bevölkerung.

« Als am zuverlässigsten gelten
Handelspartner, mit denen die Schweiz
ein gemeinsames Wertefundament teilt. »

Relativ häufig zum Kreis der Zuverlässigen und Fairen werden aber
auch Kanada, Australien und Neuseeland gezählt sowie (etwas sel-
tener) die ostasiatischenDemokratien Japan, Südkorea und Taiwan.
ChinawirdeherseltenzudenfairstenHandelspartnerngezählt, aber
dennochhäufigeralsdieUSA.DievonHandelskonfliktenbegleitete
US-Zollpolitik hat offenbar das Vertrauen in die USA stark beschä-
digt.
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Zuverlässigkeit und Fairness als Handelspartner (Abb. 25)
«Welche der folgenden Handelspartner der Schweiz erachten Sie als besonders zuverlässig und fair?»
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Die als zuverlässig und fair wahrgenommenen Handelspartner sind
tendenziell auch jene, die ausSichtderBefragten inden letztenJah-
renanBedeutunggewonnenhaben.Ganzoben stehendieNachbar-
staaten gefolgt von der EU alsGanzes sowieGrossbritannien.

« China und Indien werden im Unterschied
zu den USA als zunehmend wichtige
Handelspartner wahrgenommen. »

Abgesehen von den hochentwickelten kleineren und mittelgrossen
Demokratien gehören aber auch China und Indien zu den Staaten,
die aus Sicht der Befragten als Handlungspartner wichtiger gewor-
den sind.

6. Chancenbarometer 36



Es sind Grossmächte, die im Vergleich zu den USA und Russland
ihreMacht zurzeit weniger sichtbar ausspielen. In vonMachtpolitik
geprägtenZeiten sieht dieSchweizerBevölkerunghier offenbardas
grössere Potenzial zur Entwicklung vonWirtschaftsbeziehungen.

Entwicklung der Beziehung zu Handelspartnern (Abb. 26)
«Wie hat sich Ihrer Meinung nach die Beziehung der Schweiz zu folgenden Handelspartnern über die letzten fünf Jahre verändert?»
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Geht es um Fragen der Sicherheit, zeigt sich ein ähnliches geogra-
phischesMustervonNäheundDistanzwiebeidenGrundwertenund
dem Handel. Sichtbar wird zugleich ein weit verbreitetes Bedürfnis
nach mehr internationaler Zusammenarbeit. So fordern 72 Prozent
der Schweizerinnen und Schweizer eine stärkere Kooperation mit
den Nachbarländern Deutschland, Frankreich, Italien und Öster-
reich. Für annähernd drei Viertel der Befragten macht Sicherheit
nicht an der Landesgrenze halt. Insbesondere die Nachbarstaaten
werden als zentral für die Sicherheit der Schweiz betrachtet.

« Fast drei Viertel fordern eine stärkere
sicherheitspolitische Kooperation mit den
europäischen Nachbarländern. Eine
Mehrheit fordert dies auch für die EU und
die NATO»

Mehrals dieHälftemöchte jedochaucheine stärkere sicherheitspo-
litische Kooperation mit der EU und der NATO. Das Bedürfnis nach
einer Kooperation in Sicherheitsfragen mit der EU ist dabei noch
etwas grösser als mit der NATO. Erstere wird offenbar nicht einfach
als Wirtschaftsgemeinschaft angesehen, sondern auch als Garant
für europäische Sicherheit aufgefasst. Dafür zeigt sich in Bezug auf
dieNATOeinDilemma, das sich nicht leicht auflösen lässt.Während
nämlich 53 Prozent eine stärkere Kooperation mit dem nordatlanti-
schen Verteidigungsbündnis wünschen, wollen viele Befragte, dass
die Schweiz sicherheitspolitisch auf Distanz zu den beiden NATO-
Mitgliedern USA (46 %) und Türkei (38 %) geht. Die Bevölkerung
wünscht sich ein starkes Bündnis mit den Nachbarländern, aber nur
bedingt ein Bündnismit deren Bündnispartnern.
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Kooperationspartner für Schweizer Sicherheit (Abb. 27)
«Mit wem soll die Schweiz im Interesse ihrer eigenen Sicherheit stärker kooperieren?», «Bei welchen Ländern oder Organisationen soll
die Schweiz im Interesse ihrer eigenen Sicherheit vermehrt auf Distanz gehen?»
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Mehr sicherheitspolitische Kooperation mit den Nachbarländern
wird von den Befragten des gesamten politischen Spektrums ge-
fordert. So auch von rund 60 Prozent der Anhängerschaft der
SVP, obwohl es sich bei den vier grösseren Nachbarländern um
EU-Mitglieder handelt. Mit der EU als Ganzes wünscht sich die
Basis der grössten Partei, der SVP, dagegen eher weniger als mehr
Kooperation. Ähnliche Spannungsfelder zeigen sich auch bei den
Sympathisierenden von SP und GLP. Diese verlangen am nach-
drücklichsten eine stärkere Kooperation mit der NATO. Zugleich
aber auch mehr sicherheitspolitische Distanz zu den USA, dem
wichtigstenNATO-Mitglied.
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Kooperationspartner für Schweizer Sicherheit – nach Partei (Abb. 28)
«Mit wem soll die Schweiz im Interesse ihrer eigenen Sicherheit stärker kooperieren?», «Bei welchen Ländern oder Organisationen soll
die Schweiz im Interesse ihrer eigenen Sicherheit vermehrt auf Distanz gehen?» – Differenzwerte
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« Die EU wird für die Mehrheit der
Befragten nicht nur als wichtiger
Handelspartner, sondern ebenso als
Kooperationspartner in Sicherheitsfragen
angesehen. »
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Aus Sicht der Befragten haben die europäischen Nachbarländer
eine zentrale Bedeutung für den Handel und die Sicherheit der
Schweiz. Diese Ansicht findet sich im gesamten politischen Spek-
trum. Die EU wird für die Mehrheit der Befragten nicht nur als
wichtigerHandelspartner, sondern ebenso als Kooperationspartner
in Sicherheitsfragen angesehen. Zum erweiterten Kreis der verläss-
lichen Partner werden mittelgrosse, hochentwickelte Demokratien
wie Kanada, Australien oder Japan gezählt. Eine bemerkenswer-
te Distanz markiert die Schweizer Bevölkerung dagegen, sowohl
wirtschaftlich als auch sicherheitspolitisch, gegenüber denUSA.
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Resilienz und flexible
Allianzen

Allianz der Demokratien und Freihandel

Der kanadische Premierminister Mark Carney hat am WEF in Da-
vos Anfang 2026 in einer vielbeachteten Rede unter dem Begriff
des «wertebasierten Realismus» mehr Eigenständigkeit gegenüber
Grossmächten und eine pragmatische Kooperation der demokra-
tischen Mittelmächte gefordert. Dieser wertebasierte Realismus
im Sinne Carneys kommt auch in den Ergebnissen des Chancen-
barometers zum Ausdruck. Etwa im Wunsch nach einer stärkeren
Kooperation in Sicherheitsfragen mit kleinen und mittelgrossen
Demokratien, welche die eigenenWerte teilen (vgl. Abb. 27).

« Fast siebzig Prozent der Befragten
sprechen sich für die Bildung einer neuen
Organisation von kleinen und
mittelgrossen Demokratien aus, die über
eine gemeinsame Wertebasis verfügen. »

Darüber hinaus findet auch die Bildung einer Organisation der klei-
nen und mittelgrossen Demokratien breiten Rückhalt. 68 Prozent
der Befragten sind eher oder klar dafür. Selbst die Anhängerschaft
der nationalkonservativen SVP spricht sich zur Hälfte für eine der-
artige Allianz aus. Offenbar haben die aktuellen geopolitischen
Umbrüche in der Welt dazu geführt, dass pragmatische Koope-
rationen zum Schutz gegen Grossmachtpolitik politisch breiter
akzeptiert werden.
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Zustimmung zu internationalem Bündnis für Demokratien (Abb. 29)
«Würden Sie es begrüssen, wenn die Schweiz Teil einer neuen internationalenOrganisation wäre, die kleine undmittelgrosse Demokratien
vereint, um sich gegen Grossmächte behaupten zu können?»
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Ein wertebasierter Realismus kommt auch im geforderten Umgang
mit den Grossmächten USA, Russland, China, Indien sowie der EU
zum Ausdruck. Eine engere Zusammenarbeit will eine Mehrheit
der Schweizerinnen und Schweizer einzig mit der EU, die als Ver-
bund von kleinen undmittelgrossen Demokratien keine eigentliche
Grossmacht ist.

« Schweizerinnen und Schweizer wünschen
sich eine fortgesetzte Zusammenarbeit
mit China und Indien, jedoch mehr
Distanz zu den USA und Russland. »

Mit IndienundChinawünscht sichdieBevölkerungeineZusammen-
arbeit aufgleichbleibendemNiveau.EherwenigerZusammenarbeit
wollen die Befragten dagegen mit den USA und Russland. Die ehe-
maligen Rivalen des Kalten Kriegs spielen aktuell ihreGrossmachts-
rolle besonders aggressiv aus. In den zurückhaltender auftretenden
Grossmächten Indien undChina wird eher Potenzial für eine fortge-
setzte Zusammenarbeit gesehen.
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Zusammenarbeit mit grossen Staaten und Staatengruppen (Abb. 30)
«Wie soll die Schweiz Ihrer Ansicht nach mit folgenden Staaten und Staatengruppen in Zukunft zusammenarbeiten?»
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Drei Viertel der Befragten wünschen sich weitere Freihandelsab-
kommen für die Schweiz. Am grössten ist die Zustimmung bei der
Basis von FDP und GLP. Die grössten Vorbehalte gegen Freihan-
delsabkommen zeigen sich bei der Basis der SVP und vor allem bei
denGrünen.

Haltung zu neuen Freihandelsabkommen (Abb. 31)
«Soll die Schweiz weitere Freihandelsabkommen abschliessen?»

59104036

514164322

7134732

474048

774342

3856

101073736

Total

Nach Partei

0% 25% 50% 75% 100%

SVP

FDP

Die Mitte

GLP

SP

GrüneJa

Eher ja

Weiss nicht

Eher nein

Nein

Die positive Haltung gegenüber neuen Freihandelsabkommen ist
Ausdruck davon, dass die Bevölkerung die Auswirkungen des Frei-
handels insgesamt positiv bewertet. 67 Prozent sind der Ansicht,
dass Freihandel zu mehr Auswahl und günstigeren Produkten führt.
Zugleich sind jedoch auch 44 Prozent der Meinung, dass Freihan-
del soziale Standards in der Schweiz unter Druck setzt. Weniger
verbreitet ist die Ansicht, dass Freihandel einheimische Industrien
gefährdet (37 %).
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Einschätzung der Folgen von Freihandel (Abb. 32)
«Wie soll die Schweiz Ihrer Meinung nach ihre Handelsbeziehungen gestalten? Bitte geben Sie an, ob Sie den folgenden Aussagen
zustimmen oder nicht.»
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« Drei von vier Befragten sind neuen
Freihandelsabkommen gegenüber positiv
eingestellt – jedoch nicht bedingungslos.
Mindeststandards beim Schutz von
Menschenrechten und Umwelt sollen
eingehalten werden müssen. »

Im Sinn eines wertebasierten Realismus wird Freihandel jedoch
nicht bedingungslos unterstützt. Die Bevölkerung möchte Han-
delsbeziehungen an Bedingungen knüpfen. So sollen Mindeststan-
dards beim Schutz von Menschenrechten und Umwelt eingehalten
werden müssen, zugleich sollen einheimische Branchen gezielt
geschützt werden.
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Anforderungen an Handelspartner (Abb. 33)
«Wie soll die Schweiz Ihrer Meinung nach ihre Handelsbeziehungen gestalten? Bitte geben Sie an, ob Sie den folgenden Aussagen
zustimmen oder nicht.»
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Neutralität mit Spielraum und geistige Landesverteidigung

Flexibilität und Realismus prägten auch die Einstellungen der Be-
völkerung in sicherheitspolitischen Fragen. Eine Mehrheit von
56 Prozent ist der Ansicht, die Schweiz solle die Neutralität eher
flexibel auslegen. Dabei zeigen sich jedoch deutliche Einstellungs-
unterschiede je nach politischer Orientierung. Während Personen,
die der SVP nahestehen, grossmehrheitlich für eine strikte Ausle-
gung der Neutralität sind, sind die anderen grossmehrheitlich für
eine Neutralität mit Spielraum. Besonders deutlich sprechen sich
die Basis von SP undGrünliberalen dafür aus.
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Auffassung der Schweizer Neutralität (Abb. 34)
«Wie soll die Schweiz Ihrer Meinung nach die Neutralität auslegen?»
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Von einer Neutralität mit Spielraum erhofft sich eine Mehrheit die
Möglichkeit zueinerverstärktensicherheitspolitischenKooperation
mit denNATO-Staaten. Viele Befragte sehen zudemeineVerbesse-
rungdes internationalenAnsehensderSchweiz undderMöglichkeit
zumLeisten guter Dienste (39%).

Chancen einer flexiblen Auslegung der Neutralität (Abb. 35)
«Welche Chancen ergeben sich Ihrer Ansicht nach durch eine flexiblere Handhabung der Neutralität?»
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Für nochmehr Befragte (51 Prozent) sind die guten Dienste jedoch
eher ein Argument für eine strikte Auslegung der Neutralität. Wie
bei der Begründung einer flexiblen Auslegung der Neutralität spie-
len pragmatische Gründe auch bei der Begründung einer strikten
Auslegung eine wichtige Rolle: 46 Prozent sehen in einer strikten
Auslegung der Neutralität die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass die
Schweiznicht in kriegerischeAuseinandersetzungenhineingezogen
wird.

Chancen einer strikten Auslegung der Neutralität (Abb. 36)
«Welche Chancen ergeben sich aus Ihrer Sicht aus einer strikteren Handhabung der Neutralität?»
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Eine Mehrheit der Bevölkerung will eine flexible Auslegung der
Neutralität, zugleich wünscht sie sich auch die Neuauflage einer
«Geistigen Landesverteidigung». Bei dieser politisch-kulturellen
Bewegung der 1930er- bis 1960er-Jahre ging es um die Stärkung
von Schweizer Werten zur Verbesserung der Widerstandskraft ge-
gen totalitäre Ideologien. 54 Prozent sind der Ansicht, dass die
Schweiz heute wieder eine nationale Bewegung bräuchte, um die
zentralenWerte des Landes zu stärken, 41 Prozent sind dagegen.
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Notwendigkeit einer neuen geistigen Landesverteidigung in der Schweiz (Abb. 37)
«Braucht die Schweiz IhrerMeinung nach wieder eine nationale Bewegung, um die zentralenWerte des Landes zu stärken, in der Tradition
einer «Geistigen Landesverteidigung»?»
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Während eine flexible Neutralität in der Mitte und im linken Spek-
trummehr Anklang findet als im rechten, hat die Forderung nach ei-
ner neuen geistigen Landesverteidigung in derMitte und rechts am
meisten Rückhalt.

« Gut die Hälfte wünscht sich eine
Neuauflage einer «Geistigen
Landesverteidigung». »

Die Verbindung einer Neutralität mit Spielraum und einer neu-
en geistigen Landesverteidigung steht für einen wertebasierten
Realismus in der Sicherheitspolitik. Beide Anliegen sind politisch
umstritten und können deshalb mit Blick auf mögliche innere Spal-
tungen nur zurückhaltend umgesetzt werden.

Perspektiven für Rüstungs- und Sicherheitstechnologien

MehrFlexibilität undRealismuswünscht sichdieSchweizerBevölke-
rung auch in Bezug auf eigene Rüstungs- und Sicherheitstechnolo-
gien.58Prozent sindderAnsicht,dassdieSchweizpolitischeHinder-
nissereduzierensoll, umdieeigeneRüstungsindustriezustärken.Die
Mehrheit scheint somit ein Bewusstsein dafür zu haben, dass in einer
Ära neuer Machtpolitik ein Land wie die Schweiz über eine eigene
starke Rüstungsindustrie verfügenmuss.
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Politische Hindernisse für Rüstungsindustrie reduzieren (Abb. 38)
«Soll die Schweiz politische Hindernisse reduzieren, um die eigene Rüstungsindustrie zu stärken?»
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« 80 Prozent der Befragten möchten, dass
die Schweiz in Rüstungs- und
Sicherheitstechnologien investiert, die
auch zivil nutzbar sind. »

80 Prozent der Befragten sind der Ansicht, dass die Schweiz in
Rüstungs- und Sicherheitstechnologien investieren soll, die auch
zivil nutzbar sind. Diese grosse Mehrheit deutet auf ein breites
Verständnis dafür hin, dass Rüstungs- und Sicherheitstechnologien
wichtige Impulsgeber für zivile Nutzungen sind. Diese Synergien
sollenausSichtderBevölkerunggenutztwerden, indem inRüstungs-
undSicherheitstechnologien investiertwird.Dies lässt sich als klares
Bekenntnis für eine starke Schweizer Rüstungsindustrie verstehen.
Was ein weiterer Ausdruck eines wertebasierten Realismus ist, wie
er von kanadischen Premier Mark Carney am WEF 2026 skizziert
wurde.
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Investitionen in dual-use Technologien in der Schweiz (Abb. 39)
«Soll die Schweiz in Rüstungs- und Sicherheitstechnologien investieren, die auch zivil nutzbar sind?»
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Geht es um die eigene Armee, will eine Mehrheit von 64 Prozent,
dass die Schweiz für die Höhe ihrer Rüstungsausgaben kein Ausga-
benziel in Prozent des BIP festlegt, so wie es die NATO-Staaten
handhaben, sondern die Höhe ihrer Rüstungsausgaben den Bedürf-
nissen der Armee anpasst. Offen bleibt die Frage, in welcher Höhe
diese Rüstungsausgaben zu erwarten sind und wie sie finanziert
werden sollen.

Rüstungsausgaben: Festes Ziel vs. Flexibilität (Abb. 40)
«Welchen der folgenden Aussagen stimmen Sie eher zu? A – Die Schweiz soll für die Höhe ihrer Rüstungsausgaben ein Ausgabenziel in
Prozent des BIP festlegen, so wie es die NATO-Staaten bereits beschlossen haben. B – Die Schweiz soll die Höhe ihrer Rüstungsausgaben
flexibel halten und so festlegen, wie die Armee es erfordert.»
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,nvestitionen in dual-use 7echnologien in der Schweiz �Abb� 39�
«Soll die Schwei] in 5üstungs� und Sicherheitstechnologien investieren, die auch ]ivil nut]bar sind?»

'eht es um die eigene Armee, will eine Fehrheit von 6ġ Yrozent,
dass die Schweiz für die Höhe ihrer \üstungsausgaben kein Ausga-
benziel in Yrozent des BIY festlegt, so wie es die GAgM-Staaten
handhaben, sondern die Höhe ihrer \üstungsausgaben den Bedürf-
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Fazit von Michael Hermann: 
Wertebasierter Realismus
Die russische Vollinvasion in der Ukraine 2022 hat in Europa ein neues 
Zeitalter eingeläutet. Spätestens mit der zweiten Regierung Trump 
ist die Vorstellung eines stabilen, regelbasierten internationalen Sys-
tems zu Ende. Wie der kanadische Premierminister Mark Carney in 
einer vielbeachteten Rede am WEF in Davos am 20. Januar 2026 
ausführte, sind besonders die kleinen und mittelgrossen Demokratien 
mit einem tiefgreifenden «Bruch der Weltordnung» konfrontiert. Ist 
die Schweiz dafür gerüstet? Die Bevölkerung sieht klare Defizite, vor 
allem in Bezug auf die Verteidigungsfähigkeit des Landes. Umso mehr 
vertraut sie auf die stabile demokratische Ordnung und die robuste 
Wirtschaft der Schweiz.

Geht es um die Aussenbeziehungen der Schweiz zeigt diese Befra-
gung eine Haltung, die auf bemerkenswerte Weise dem «werteba-
sierte Realismus» entspricht, wie ihn Mark Carney in Davos skizziert 
hat. Eine Mehrheit der Schweizerinnen und Schweizer befürwortet 
eine verstärkte Kooperation unter den kleineren und mittelgrossen 
Demokratien innerhalb und ausserhalb Europas. Die meisten Befrag-
ten sehen ein starkes gemeinsames Wertefundament der Schweiz mit 
den Ländern Nord- und Westeuropas und verlangen insbesondere in 
Sicherheitsfragen eine engere Zusammenarbeit mit diesen Ländern. 
Eine Mehrheit der Befragten will zudem eine stärkere sicherheits-
politische Zusammenarbeit mit der NATO und insbesondere auch 
der EU. Letztere wird nicht mehr nur als wirtschaftliche Partnerin, 
sondern ebenso als Partnerin in Sicherheitsfragen wahrgenommen.

Die europäische Wertegemeinschaft spielt aus Sicht der Schweizer 
Bevölkerung eine zentrale Rolle in dieser Welt im Umbruch. Zugleich 
ist eine grosse Mehrheit, im Sinne von Carneys «Realismus» der An-
sicht, die Schweiz brauche weitere Freihandelsabkommen auch aus-
serhalb Europas. Trotz deren Grösse und Demokratiedefizite werden 
China und Indien als wichtige Handelspartner anerkannt. Vertiefte 
Handelsbeziehungen will die Bevölkerung also auch mit Ländern, die 
zwar nicht ihre Werte teilen, die jedoch zumindest als zuverlässig 
wahrgenommen werden. Mehr Distanz wünscht sich eine Mehrheit 
dagegen gegenüber den Grossmächten USA und Russland.   
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Dass die Schweizer Bevölkerung auf die inneren Stärken ihres Landes 
vertraut, mag zu einer gewissen Nonchalance gegenüber äusseren 
Bedrohungen führen. Das  Vertrauen in die Resilienz der Schweizer 
Demokratie und Wirtschaft ist heute aus Sicht der Mehrheit jedoch 
ein Fundament für mehr Kooperation statt Isolation. 
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Sechs
Handlungsempfehlungen

Ğĸ Strategis�heYartners�haften und fleĄibleGeutralität þerbinden

Die >ooperation mit Gachbarl�ndern, der El und gleichgesinnten
Demokratien ist gezielt auszubauen. EineFehrheit unterstützt eine
Geutralit�t mit Spielraum. Geben Europa bieten sich vertiefte Yart-
nerschaften etwa mit >anada, Japan, Singapur oder Australien an.
�iel isteinekooperationsbereite, souver�neGeutralit�tmiterweiter-
temHandlungsspielraum.

ğĸ �ussenÿirts�haft interessengeleitet und strategis�h ausri�hten

&reihandelsabkommen sichern xohlstand und \esilienz der
Schweiz. lmweltstandards und Fenschenrechte bleiben dabei
wichtige >riterien. Yriorit�t hat Àedoch eine pragmatische, klar
interessengeleitete Aussenwirtschaftspolitik, die wirtschaftliche
Stabilit�t st�rkt,xirtschaftswachstum fördert, \isiken reduziert und
einseitige Abh�ngigkeiten vermeidet.

Ġĸ ge�hnÔlÔgis�heSÔuþeränität sąsteÌatis�h stärken

Investitionen in\üstungs-, Sicherheits- unddual-use-gechnologien
st�rken die werteidigungsf�higkeit und Innovationskraft zugleich.
Yolitische und regulatorische Hürden für &orschung, Entwicklung
undYroduktionsindzuüberprüfenundgezielt abzubauen.gechnolo-
gische Eigenst�ndigkeit wird zunehmend zu einem >ernbestandteil
nationaler \esilienz.

ġĸVerteidigungsfähigkeit glaubÿ÷rdig herstellen

Die Schweiz muss ihre werteidigungsf�higkeit konseâuent moder-
nisieren Ŗ gegenüber konventionellen wie hąbriden Bedrohungen.
lnsere Souver�nit�t ist eng mit der europ�ischen Sicherheit ver-
knüpft. Dauerhaftes grittbrettfahren werden unsere europ�ischen
Gachbarn nicht akzeptieren Ŗ ebenso wenig wie die lSA. Bis 2030
sollte das Armeebudget schrittweise in \ichtung 2 Ż des BIY nach
den Bedürfnissen der Armee erhöht werden.
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Vertrauen in die Resilienz der Schweizer
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Sechs
Handlungsempfehlungen

1. StrategischePartnerschaften und flexibleNeutralität verbinden

Die Kooperation mit Nachbarländern, der EU und gleichgesinnten
Demokratien ist gezielt auszubauen. EineMehrheit unterstützt eine
Neutralität mit Spielraum. Neben Europa bieten sich vertiefte Part-
nerschaften etwa mit Kanada, Japan, Singapur oder Australien an.
Ziel isteinekooperationsbereite, souveräneNeutralitätmiterweiter-
temHandlungsspielraum.

2. Aussenwirtschaft interessengeleitet und strategisch ausrichten

Freihandelsabkommen sichern Wohlstand und Resilienz der
Schweiz. Umweltstandards und Menschenrechte bleiben dabei
wichtige Kriterien. Priorität hat jedoch eine pragmatische, klar
interessengeleitete Aussenwirtschaftspolitik, die wirtschaftliche
Stabilität stärkt,Wirtschaftswachstum fördert, Risiken reduziert und
einseitige Abhängigkeiten vermeidet.

3. TechnologischeSouveränität systematisch stärken

Investitionen inRüstungs-, Sicherheits- unddual-use-Technologien
stärken die Verteidigungsfähigkeit und Innovationskraft zugleich.
Politische und regulatorische Hürden für Forschung, Entwicklung
undProduktionsindzuüberprüfenundgezielt abzubauen.Technolo-
gische Eigenständigkeit wird zunehmend zu einem Kernbestandteil
nationaler Resilienz.

4.Verteidigungsfähigkeit glaubwürdig herstellen

Die Schweiz muss ihre Verteidigungsfähigkeit konsequent moder-
nisieren – gegenüber konventionellen wie hybriden Bedrohungen.
Unsere Souveränität ist eng mit der europäischen Sicherheit ver-
knüpft. Dauerhaftes Trittbrettfahren werden unsere europäischen
Nachbarn nicht akzeptieren – ebenso wenig wie die USA. Bis 2030
sollte das Armeebudget schrittweise in Richtung 2 % des BIP nach
den Bedürfnissen der Armee erhöht werden.
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5. Innere und äussereSicherheit zusammendenken

Kriminalität, Gewalt, Cyberbedrohungen und geopolitischer Druck
stehen nicht isoliert nebeneinander – sie beeinflussen das Sicher-
heitsgefühl im Innern und die Handlungsfähigkeit nach aussen.
Innere und äussere Sicherheit müssen daher strategisch gemein-
sam gedacht werden. Prävention und Rechtsdurchsetzung müssen
sichtbar sein. Eine jährliche öffentliche Lagebeurteilung durch
Bundesrat und Behörden stärkt Vertrauen undOrientierung.

6. Resilienz institutionell verankern

Resilienz umfasst Sicherheit, Rechtsstaat, wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit und gesellschaftlichen Zusammenhalt. Zur besseren Koor-
dinationstrategischerFragensolltedieSchweizeinenNationalenSi-
cherheitsrat schaffen – im Einklang mit den Zielsetzungen der «Si-
cherheitspolitischen Strategie 2026» des Staatssekretariats für Si-
cherheit. Sowerden strategische Entscheidungen kohärenter, inter-
disziplinärer, vorausschauender und effizienter abgestimmt.
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Datenerhebung und Methode

Die Daten wurden zwischen dem 18. November und 15. Dezember
2025 erhoben. Die Grundgesamtheit der Befragung bildet die
sprachlich integrierte Wohnbevölkerung der Deutschschweiz und
der französisch- und italienischsprachigen Schweiz. Die Befragung
erfolgte über das Online-Panel von Sotomo und Watson, sowie
den Newsletter von Strategiedialog21. Nach Bereinigung und Kon-
trolle der Daten konnten die Angaben von 5 249 Personen für die
Auswertung verwendet werden.

Da sich die TeilnehmendenderUmfrage selbst rekrutieren (opt-in),
können Verzerrungen in der Zusammensetzung der Stichprobe
auftreten. Es werden deshalb statistische Gewichtungsverfahren
angewendet, damit die Stichprobe hinsichtlich zentraler soziode-
mographischer Merkmale der Bevölkerung entspricht. Folgende
Merkmale wurden bei der Gewichtung berücksichtigt: Geschlecht,
Alter, Bildung, politische Variablen (Abstimmungen und Partei-
präferenz) und Sprachregion. Dieses Vorgehen gewährleistet
eine hohe Repräsentativität der Wohnbevölkerung der Schweiz.
Für die vorliegende Gesamtstichprobe beträgt das 95-Prozent-
Konfidenzintervall (für 50-Prozent-Anteil) +/-1.4 Prozentpunkte.
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80%
glauben nicht, dass die Schweizer  
Armee gerüstet ist, einen hybriden  
Angriff abzuwehren. 73% sind der  
Ansicht, dass sie gegen einen konven- 
tionellen Angriff nicht verteidi- 
gungsfähig ist.

58%
nehmen eine negative Entwicklung 
des Ansehens der Schweizer Neutralität 
im internationalen Umfeld wahr.

56%
möchten eine stärkere sicherheitspoliti-
sche Kooperation mit der EU und  
53% mit der NATO. 72% wollen mehr  
Kooperation mit den Nachbarländern.

82%
nehmen eine hohe Übereinstimmung  
der Grundwerte der Schweiz mit jenen 
Nord-, West- und Mitteleuropas wahr.

76%
befürworten neue Freihandelsab-
kommen, jedoch nicht bedingungslos: 
Mindeststandards beim Schutz von 
Menschenrechten und Umwelt sollen 
eingehalten werden müssen.

80%
möchten, dass die Schweiz in Rüstungs- 
und Sicherheitstechnologien investiert, 
die auch zivil nutzbar sind. 58% sind  
der Ansicht, dass die Schweiz politische 
Hindernisse reduzieren soll, um die  
eigene Rüstungsindustrie zu stärken.
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